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Stellungnahme der Bayerischen Krankenhausgesellschaft 

zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für Gesundheit 

für ein Gesetz zur Reform der Notfallversorgung 

 

Referentenentwurf vom 05.11.2025 

Stand: 30.01.2026 

 

Die BKG begrüßt, dass das Bundesministerium für Gesundheit Anfang November 2025 den Refe-
rentenentwurf für eine längst überfällige Notfallreform vorgelegt hat.  

Aufgrund immer knapperer finanzieller Ressourcen im Gesundheitssystem, des demografischen 
Wandels und des Fachkräftemangels ist eine Entlastung und Umstrukturierung des gesamten Not-
fallsystems notwendig. Die Komplexität mit ihren unklaren Strukturen und dem teilweise fehlenden 
Zusammenwirken der verschiedenen an der Notfallversorgung beteiligten Leistungserbringer müs-
sen aus Sicht der Krankenhäuser reformiert werden. Die Reform sollte als Chance genutzt werden, 
um ein nachvollziehbares effizientes und finanzierbares Notfallsystem ohne Doppelstrukturen auf-
zubauen.  

Die ambulante Notfallversorgung in den Krankenhäusern ist seit Jahren unterfinanziert und überlas-
tet. Das System der derzeitigen Notfallversorgung muss verbessert werden, um zukünftig die quan-
titativen Nachfragen nach einer qualitativen Notfallversorgung zu gewährleisten. 

Die BKG begrüßt die neue Dreiteilung der „Medizinischen Notfallrettung“ in Notfallmanagement, not-
fallmedizinische Versorgung und den Notfalltransport. Dadurch wird nun auch eine notfallmedizini-
sche Versorgung ermöglicht und anerkannt, welche eine zahlenmäßige Reduzierung von Transpor-
ten in die Krankenhäuser indiziert. 

Auch die Kostentragung der Krankenkasse für Verlegungsfahrten aus einem Krankenhaus höherer 
Versorgungsstufe in ein Krankenhaus niedriger Versorgungsstufe, sowie für Verlegungen aus Ka-
pazitätsgründen ist positiv zu bewerten. Diese Neuregelung muss aber mit einem Ausbau der Trans-
portkapazitäten einhergehen. 

Zudem begrüßt die BKG den vorgesehenen Anschluss der Leistungserbringer der medizinischen 
Notfallrettung an die Telematikinfrastruktur. Dies erhöht die Patientensicherheit und gewährleistet 
einen medienbruchfreien Datenaustausch zwischen Leistungserbringern.  

Neben den dargestellten positiven Aspekten sieht die BKG sieht im vorliegenden Referentenentwurf 
auch Nachbesserungsbedarf.  

Die Unterfinanzierung der ambulanten Notfallversorgung an Krankenhäusern wird durch den vorlie-
genden Gesetzesentwurf nicht gelöst. Es bedarf zwingend einer angemessenen Refinanzierung der 
Vorhaltung der Notfallstrukturen in den Krankenhäusern und zudem einer auskömmlichen Vergü-
tung der dort erbrachten ambulanten Notfallleistungen. 

Ursachen der Überlastung der Notfallversorgung in den Krankenhäusern sind sowohl die unklaren 
Gesundheitssystemstrukturen im Rahmen der ambulanten Notfallversorgung als auch das Fehlen 
einer adäquaten Patientensteuerung. Trotz Sicherstellungsauftrag der Kassenärztlichen Vereini-
gung nutzen Hilfesuchende vermehrt die Notaufnahmen der Krankenhäuser als erste Anlaufstelle 
für ihre gesundheitlichen Anliegen, unabhängig vom objektiven Schweregrad des Notfalls. Dies ge-
schieht sowohl in Unkenntnis der Strukturen, aber auch aufgrund der begrenzten Öffnungszeiten 
der (Bereitschaftsdienst-)Praxen. Zudem werden Patientinnen und Patienten oftmals von 
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Hausärztinnen und -ärzte an Krankenhäuser verwiesen aufgrund der begrenzten Verfügbarkeit von 
Facharztterminen. 

Die in den Krankenhäusern vorgehaltenen Ressourcen sollten jedoch in erster Linie für die Behand-
lung akuter Notfälle genutzt und effizient eingesetzt werden. Dafür müssen Hilfesuchende zügig in 
die für sie richtige Versorgungsebene gesteuert und angemessen versorgt werden. Zudem ist es 
wichtig, die Gesundheits- und Gesundheitssystemkompetenz der Bevölkerung zu stärken.  

Notwendig ist dafür eine Definition des Begriffs „Notfall“, welche für eine Einordnung in ambulante 
und stationäre Notfälle nicht nur für die Hilfesuchenden essenziell wäre.  

Zudem sollte mit der Reform das effektive Zusammenspiel der Akutleitstelle und der Terminservice-
stelle geklärt werden. Es muss mit der Akutleitstelle eine für die Bevölkerung klare Anlaufstelle ge-
schaffen werden, die der Bevölkerung auch jederzeit zur Verfügung steht. Zudem sollte die Vermitt-
lung von Behandlungsterminen durch eine einheitliche Stelle erfolgen. Eine zusätzliche Vermitt-
lungspflicht durch die Integrierten Notfallzentren (INZ) ist abzulehnen. Der Hilfesuchende ist auf die 
freiwillige Inanspruchnahme der bestehenden Terminservicestellen zu verweisen.  

Die fachliche Leitung des INZ sollte gesetzlich normiert beim Krankenhaus angesiedelt werden, da 
dieses auch die haftungsrechtliche Verantwortung für die Behandlung trägt. 
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Im Einzelnen positioniert sich die BKG wie folgt zum Gesetzesentwurf 

1. Notfallstrukturen und -leistungen auskömmlich finanzieren 
 

Die Notfallversorgung ist Teil der Daseinsvorsorge. Auch ambulante Notfälle benötigen oftmals die 
Ressource Krankenhaus und können nicht fallabschließend vom ärztlichen Bereitschaftsdienst be-
handelt werden. Dies ist zum Beispiel der Fall bei der Diagnostik von orthopädischen Verletzungen, 
in der ein Röntgengerät, CT oder MRT benötigt wird. Der Gesetzgeber muss der Vorhaltung dieser 
notwendigen Ressourcen und der Vergütung der Leistungen im Zuge der Reform ausreichend Rech-
nung tragen. 

Bereits die geplante Einrichtung der INZ an Krankenhäusern mit Ersteinschätzungsstelle, Notauf-
nahme und Notdienstpraxis indiziert größerer Patientenströme für diese INZ-Krankenhäuser. Die 
angedachte Nichtzugänglichmachung von Krankenhäusern ohne INZ verstärkt diese Kanalisierung 
und führt zur größeren Auslastung und Belastung der INZ-Krankenhäuser. Dadurch werden die 
Krankenhäuser mit einer erhöhten Anzahl von akut Hilfesuchenden konfrontiert werden. Um noch 
eine qualitative Versorgung dieser zu gewährleisten, sind die bestehenden Ressourcen zu erweitern 
und entsprechend zu refinanzieren. Zudem ist für die strukturellen Anpassungen wie notwendigen 
Baumaßnahmen hinreichend Umsetzungszeit einzuplanen. 

Nachdem die Krankenhäuser einen großen Anteil der Notfallversorgung übernehmen müssen, ist 
das Vorhalten der ambulanten Notfallstrukturen fallunabhängig auskömmlich zu finanzieren. 

Die Vergütung der ambulanten Notfallleistungen soll auch in Krankenhäusern weiterhin über die 
Gebührenpositionen des EBM (Einheitlicher Bewertungsmaßstab) erfolgen. Zur Finanzierung der 
Leistungen ist es dringend notwendig, die Gebührenpositionen so weit anzuheben, dass dadurch 
auch eine finanzierbare Versorgung der Patientinnen und Patienten durch die Krankenhäuser mög-
lich ist.  

Dies muss auch eine Refinanzierung von Sachkosten umfassen, sofern diese Kosten nicht von 
der EBM-Vergütung umfasst sind.  

2. Sicherstellungsauftrag der KV ernstnehmen 
 
Der Sicherstellungsauftrag für die ambulante Notfallversorgung liegt bei den Kassenärztli-
chen Vereinigungen (KV). Die niedergelassenen Ärztinnen und Ärzte sollten diesem Auftrag nach-
kommen und sich diesem nicht zu Lasten der Krankenhausressourcen entziehen.  

Es kann nicht sein, dass die Kassenärztlichen Vereinigung sich nur eingeschränkt in der Pflicht sieht, 
wenn durch entsprechende Fallzahlen eine weitgehende Refinanzierung des Angebotes möglich ist. 
Die teuren Randzeiten einer 24/7-Versorgung ohne adäquate Refinanzierung der Vorhaltekosten 
können nicht einseitig von den Krankenhäusern mit zwangsläufigen Defiziten erbracht werden. Die 
Kassenärztlichen Vereinigungen haben ihre Strukturen entsprechend auszubauen, um eine Sicher-
stellung der ambulanten Notfallversorgung jederzeit zu ermöglichen. Alternativ sind verbindliche Fi-
nanzierungsausgleiche für die Kliniken für eine Übertragung der Sicherstellung am Wochenende 
und in der Nacht zu schaffen.  

Zum Sicherstellungsauftrag der Kassenärztlichen Vereinigung gehört die verlässliche ambulante 
fachärztliche Versorgung. Zunehmend stellen sich jedoch auch zu den üblichen Betriebszeiten am-
bulanter Facharztpraxen die Patientinnen und Patienten mit einer „Verordnung von Krankenhaus-
behandlung“ (Einweisung) aus der niedergelassenen Versorgung in Notaufnahmen der Kliniken vor. 
Diese Einweisungen erfolgen überwiegend von Hausarztpraxen, weil kein zeitnaher Termin zur am-
bulanten fachärztlichen Abklärung verfügbar ist. Die Notaufnahmen übernehmen eine zentrale Rolle 
in der ambulanten fachärztlichen Akutbehandlung, die jedoch wertvolle Ressourcen für dringende 
Versorgungssituationen bindet. Die Kassenärztlichen Vereinigungen sind aufgefordert, eine gebün-
delte Verfügbarkeit laborchemischer und radiologischer Diagnostik mit taggleicher Ergebnismittei-
lung im ambulanten Versorgungssystem sicherstellen. Damit kann ein Missbauch von „Verordnung 
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von Krankenhausbehandlung“ ohne eindeutige stationäre Behandlungsnotwendigkeit verhindert 
werden und eine sowohl Kosten als auch Ressourcen eingespart werden. Der Anteil von Einwei-
sungen aus der niedergelassenen Versorgung in Notaufnahmen muss sinken.  

3. Bewährte Strukturen der Bereitschaftspraxen erhalten 
 

Zur Vermeidung von Doppelstrukturen sind die geplanten Integrierten Notfallzentren (INZ)-Struk-
turen dahingehend zu flexibilisieren, dass auch einvernehmliche Kooperationen mit ortsna-
hen Bereitschaftspraxen anstelle von am INZ einzurichtenden Notdienstpraxen genutzt werden 
können. Damit kann auf bereits bestehende und bewährte Strukturen zurückgegriffen werden bzw. 
diese zusammengeführt werden.  

Schon jetzt ist es der Fall, dass Notdienstpraxen und Notaufnahmen gemeinsam auf apparative, 
diagnostische und therapeutische Möglichkeiten von Krankenhäusern zurückgreifen. Daher ist es 
vielerorts nicht erforderlich, neue Strukturen aufzubauen. Voraussetzung für die Nutzung der Kran-
kenhausstrukturen durch den ambulanten Bereich ist jedoch eine fallunabhängige Finanzierung der 
Vorhaltung. 

4. Notfallversorgung auch an Krankenhäusern ohne INZ  
 

Die Regelungen der Notfallreform lassen keine klare Abgrenzung zwischen ambulanter Notfallbe-
handlung und Ersteinschätzung zwischen INZ-Krankenhäusern und Krankenhäusern ohne INZ-
Strukturen erkennen. Auch wenn durch eine effizient funktionierende Patientensteuerung die Anzahl 
der sich selbst einweisenden Hilfesuchenden zurückgehen sollte, werden sich weiterhin Hilfesu-
chende in den Notaufnahmen vorstellen.  

Für die Patientinnen und Patienten wird die Institution „Krankenhaus“ auch nach der Reform als 
Anlaufstelle für Notfälle jeglicher Art gesehen werden – unabhängig davon, ob dort ein INZ existiert 
oder nicht. Allein aus Haftungsgründen müssen die Krankenhäuser auch bei diesen Hilfesuchenden 
eine Ersteinschätzung und ggf. eine Notfallbehandlung durchführen. Ein striktes Abweisen oder Ver-
weisen dieser Hilfesuchenden ist den Krankenhäusern verwehrt, da diese Notfälle aus haftungs-
rechtlichen Gesichtspunkten behandeln müssen. Selbst wenn der Arzt nach erfolgter Erstein-
schätzung zum Schluss kommt, dass die Patientin bzw. der Patient in eine andere Versor-
gungsstruktur weiter verwiesen werden kann, ist die Prüfung, ob ein behandlungsbedürftiger 
Notfall vorliegt, eine ärztliche Leistung, die entsprechend zu vergüten ist.  

Auch durch die Rettungsmittel werden regelhaft Patientinnen und Patienten im Krankenhaus vorge-
stellt, deren Behandlung nicht als stationär oder vorstationär, sondern als ambulant einzustufen ist. 

Ambulante Leistungen für Hilfesuchende, die selbstständig oder mit dem Rettungsdienst in 
Krankenhäusern ohne INZ vorstellig werden, müssen von den betroffenen Krankenhäusern 
weiterhin erbracht werden können und adäquat finanziert werden. 

In diesem Kontext ist abzulehnen, dass bei notwendiger Behandlung in einem „nicht-INZ-Kranken-
haus“ diesem die Schweregradzuschläge (Art, Schwere, Komplexität der Behandlung) vorenthalten 
werden. Hier sollen gleiche Leistungen ungleich vergütet werden. 

5. Bestimmung von INZ als Teil der Krankenhausplanung 
 

Der Referentenentwurf sieht für die Standortfestlegung der INZ vor, dass diese durch die erweiterten 
Landesausschüsse (eLA) zu bestimmen sind. Durch die paritätische Besetzung zwischen Leistungs-
erbringern und Kostenträgern ist zu erwarten, dass mit den Stimmen von Kassenärztlicher Vereini-
gung und Krankenkassen Entscheidungen entgegen dem Votum der Krankenhäuser und auch Ge-
sichtspunkten der landesrechtlichen Krankenhausplanung getroffen werden. Dies steht im Wider-
spruch zur verfassungsrechtlichen Länderzuständigkeit für die Krankenhausplanung. 
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Die Etablierung von INZ hat einen erheblichen Einfluss auf künftige Patientenpfade, welche somit 
auch die landesrechtliche Krankenhausplanung tangiert. Daher ist sowohl eine Änderung der pa-
ritätischen Besetzung des eLA als auch eine Stärkung der Rolle der Krankenhausplanung 
anzustreben. In diesem Kontext ist eine verwaltungsverfahrensrechtliche Gleichbehandlung aller 
im eLA vertretenen Selbstverwaltungspartner zu gewährleisten (insb. §16 Abs. 2 S. 2 SGB X). 

6. Apothekenversorgung: Bewährtes System erhalten 
 

Der Referentenentwurf sieht, wie auch schon der vorhergehende Gesetzentwurf der Vorgängerre-
gierung, eine neue Form von öffentlichen Apotheken vor (sog. Notdienstpraxisversorgende Apothe-
ken). Die öffentliche Apotheke soll dabei entweder in unmittelbarer Nähe zur Notdienstpraxis liegen 
oder als zweite Offizin mit Lagerräumen an dem Standort betrieben werden, an dem sich die Not-
dienstpraxis befindet.  

Diese Neuregelung wird abgelehnt. Die Arzneimittelversorgung im Rahmen der notdienstlichen 
Akutversorgung kann durch den Apotheken-Notdienst sichergestellt werden, die Strukturen 
dafür bestehen bereits. Somit besteht weder die Notwendigkeit noch haben die Krankenhäuser die 
räumlichen Kapazitäten für die angedachte notdienstpraxisversorgenden Apotheke. 

7. Verordnungsmöglichkeit auf Hilfsmittel ausweiten 
 

Die BKG begrüßt die vorgesehene Verordnungsmöglichkeit für Arzneimittel und Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigungen im Rahmen der notdienstlichen Akutversorgung. Die derzeitigen, beschränkenden 
Regelungen sind weder im Sinne der Patientinnen und Patienten noch effizient.  

Im Sinne der Patientinnen und Patienten sollte die bisher nur für Arzneimittel und Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigungen statuierte Verordnungsmöglichkeit der Krankenhäuser auch auf Hilfsmit-
tel ausgeweitet werden. 

8. Gesundheitskompetenz sowie Gesundheitssystemkompetenz 
 

Damit das System der Notfallversorgung durch die Bevölkerung nicht mehr ungesteuert in Anspruch 
genommen wird, ist zum einen die Gesundheitskompetenz der Bevölkerung zu stärken.  

Die Bevölkerung ist dahingehend zu sensibilisieren, Notfälle im akutstationärem Behandlungsbedarf 
von allgemeinen medizinischen Behandlungsbedarfen und damit akuter Behandlungsbedürftigkeit 
von nicht akuter Behandlungsbedürftigkeit zu unterscheiden. 

Zum anderen ist auch die Gesundheitssystemkompetenz der Bevölkerung zu stärken. Es bedarf 
einer bundesweiten Kampagne zur Aufklärung der Bevölkerung über die vorgeschaltete Inanspruch-
nahme der geplanten Akutleitstelle. Eine effiziente Patientensteuerung kann nur erreicht werden, 
wenn am Beginn der Kette der Patientensteuerung angesetzt wird.  

 

 

 


